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Bericht des Arbeitskreises 

„Verkehrsträgerübergreifende und EU-Angelegenheiten“ 

(AK VEUA)

zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und 
Straßenbauabteilungsleiter der Länder (GKVS) am 17./18. März 2021

(Telefon-/Videokonferenz)

und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK) 
am 15./16. April 2021 (Telefon-/Videokonferenz)

TOP 4.14 / 4.6    Bündnis für moderne Mobilität

Aus dem Bündnis für moderne Mobilität soll im Rahmen der GKVS / VMK regelmäßig 

berichtet werden. Die Berichterstattung erfolgt durch die in den Lenkungskreis 

entsandten Länder Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Hamburg. Eine 

Diskussion zum Format des Bündnisses fand im AK VEUA statt.

Im Bündnis für moderne Mobilität erarbeiten Vertreter des Bundes, der Länder und 

der kommunalen Spitzenverbände in Arbeitsgruppen Handlungsmöglichkeiten zu 

den Themen Verkehrssicherheit /Vision Zero, Radverkehr, Geschwindigkeit, Parken, 

Ausbau der Ladeinfrastruktur für alternative Antriebe, digitale Vernetzung und – neu 

hinzugekommen – Perspektiven für einen starken ÖPNV. Wie aus dem Bericht des 

Bündnisses für moderne Mobilität ersichtlich ist, decken sich die Inhalte teilweise mit 

Themen, die auch in der GKVS / VMK beraten werden. 

Um eine Themendoppelung zu vermeiden, soll die inhaltliche Befassung soweit 

möglich in den einzelnen Tagesordnungspunkten der GKVS / VMK erfolgen. Sofern 

Beratungsbedarf darüber hinaus aus den in den Arbeitsgruppen erarbeiteten 

Handlungserfordernissen besteht, werden diese gesondert unter dem neuen TOP 

behandelt.
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Das Vorsitzland hat dabei die Aufgabe, sicherzustellen, dass mindestens folgende 

Inhalte aus der Befassung des Bündnisses für moderne Mobilität zur Sprache 

gebracht werden:

RADVERKEHR:

 Der Bund erhöht die Förderung der Radverkehrsinfrastruktur in Ländern und 

Kommunen. Eine Verstetigung der Radverkehrsförderung muss sichergestellt 

werden. 

 Die Länder sollten ergänzende Landesförderprogramme schaffen, ausbauen 

und verstetigen, um somit langfristig Mittel für den Ausbau der Radinfrastruktur 

sicherzustellen. 

 Es ist erforderlich, dass flächendeckend geeignete personelle Strukturen 

geschaffen werden, um den zügigen und prioritären Ausbau der 

Radinfrastruktur sicherzustellen. Bund und Länder sind aufgefordert,

Unterstützungen bei der Schaffung von Personalstellen bei den Kommunen 

zu prüfen. 

 Die Länder sind aufgefordert, kommunale Arbeitsgemeinschaften oder 

ähnliche Bündnisse zur Förderung des Radverkehrs flächendeckend zu 

unterstützen.

GESCHWINDIGKEIT: 

Die unterschiedlichen Positionen der Länder hinsichtlich einer Erweiterung der 

kommunalen Handlungsspielräume bei der Anordnung von Geschwindigkeits-

begrenzungen wurden kontrovers diskutiert. 

DIGITALE VERNETZUNG:

 Sinnvoll sind möglichst offen verfügbare Mobilitätsdaten für vielfältige und 

vernetzte Mobilitätsangebote als Infrastruktur einer hochwertigen und 

modernen Mobilität. Der Bund ist aufgefordert, eine aktive Abstimmung mit 
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den Ländern herbeizuführen, insbesondere auch zu verkehrsträger-

übergreifenden Chancen der Datenbereitstellung, wie z.B. im Datenraum 

Mobilität neuerdings angelegt.

 Die Länder treiben den technischen und organisatorischen Aufbau von 

Dateninfrastrukturen im eigenen Zuständigkeitsbereich voran und zudem 

vernetzen und unterstützen sie die Kommunen sowie Mobilitätsanbieter, damit 

die Datenverfügbarkeit und -qualität verlässlich auf hohem Niveau 

gewährleistet werden.

 Die Länder sehen es als Aufgabe der Kommunen an, nicht-

personenbezogene Mobilitätsdaten in ihrem Zuständigkeitsbereich zu 

erschließen und offen bereitzustellen.

Der Lenkungskreis des Bündnisses für moderne Mobilität beschließt, die Arbeit 

einem „Aufgabentracking“ bzw. Monitoring zu unterziehen.


